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Postulatsbericht vom 20. November 2024 «Spekulation mit Nahrungsmitteln».  
Der Bundesrat erachtet das Anliegen des Postulats als erfüllt und beantragt dessen Abschreibung.   
2022 P 22.3872 Unterschiede zwischen dem Schweizer und dem EU-Recht im Bereich des Arbeitnehmerschutzes 

(Aussenpolitische Kommission Nationalrat) 
Eingereichter Text:  
Der Bundesrat wird beauftragt, einen Bericht über die wichtigsten Unterschiede zwischen dem Schweizer und dem EU-Recht im 
Bereich des Arbeitnehmerschutzes zu prüfen und vorzulegen. In diesem Bericht soll aufgezeigt werden, welche Anpassungen im 
Schweizer Recht notwendig wären, wenn man es an das europäische Recht angleichen wollte. Zu guter Letzt soll dargelegt werden, 
in welchen Bereichen eine solche Angleichung den Arbeitnehmerschutz verbessern und in welchen sie ihn verschlechtern würde. 
Eine Minderheit der Kommission (Portmann, Aebi, Büchel, Farinelli, Geissbühler, Gössi, Grüter, Köppel, Page, Schillinger) 
beantragt, das Postulat abzulehnen. 
Postulatsbericht vom 4. September 2024 «Unterschiede zwischen dem Schweizer und dem EU-Recht im Bereich des 
Arbeitnehmerschutzes». 
Der Bundesrat erachtet das Anliegen des Postulats als erfüllt und beantragt dessen Abschreibung.   
2023 M 21.4161 Preisbekanntgabeverordnung. Selbstvergleich vereinfachen (Christa Markwalder) 

Eingereichter Text:  
Der Bundesrat wird beauftragt, die Preisbekanntgabeverordnung (PBV; SR 942.211) wie folgt zu ändern: 
Die Vorschriften über die irreführende Preisbekanntgabe (Art. 16 Abs. 1 Bst. a und Abs. 3 PBV) sind so zu vereinfachen, dass der 
Selbstvergleich insbesondere bei Saisonware wie Bekleidung, Schuhe, Sportartikel usw. zeitlich uneingeschränkt praktiziert 
werden kann, wenn die Ware unmittelbar vorher mindestens während vier Wochen zum höheren Preis tatsächlich angeboten 
wurde. 
Der Bundesrat hat am 30. Oktober 2024 die entsprechende Änderung der Preisbekanntgabeverordnung (PBV; SR 942.211, 
AS 2024 621) verabschiedet. Im Sinne der Motion wurden die Vorschriften über die irreführende Preisbekanntgabe beim 
Selbstvergleich (Art. 16 Abs. 1 Bst. a und Abs. 3 PBV) so geändert, dass ein Vergleichspreis zeitlich uneingeschränkt und für alle 
nachträglichen, aufeinanderfolgenden Preissenkungen praktiziert werden kann, wenn die Ware oder Dienstleistung vorher 
mindestens während 30 aufeinanderfolgenden Tagen tatsächlich zu diesem höheren Preis (Vergleichspreis) angeboten worden ist. 
Die entsprechende Änderung der PBV ist am 1. Januar 2025 in Kraft getreten. 
Der Bundesrat erachtet das Anliegen der Motion als erfüllt und beantragt deren Abschreibung.   
2023 P 22.3405 Folgen des Krieges in der Ukraine. Langfristige strategische Abhängigkeiten evaluieren und reduzieren 

(Sozialdemokratische Fraktion) 
Eingereichter Text:  
Der Bundesrat wird eingeladen in einem Bericht die langfristigen strategischen Abhängigkeiten der 
Schweiz zu evaluieren. In einem ersten Schritt sind kritische Infrastrukturen, Branchen und Produkte zu 
evaluieren, bei denen für die Schweiz eine strategische Abhängigkeit besteht, insbesondere von Staaten 
ausserhalb Europas. Dabei sind insbesondere die strategischen Abhängigkeiten in den Bereichen Energie, 
kritische Rohstoffe, Halbleiter, Gesundheit und Medikamentenversorgung, Digitalisierung und 
Nahrungsmittelversorgung einzubeziehen. In einem zweiten Schritt sollen sowohl autonome 
Handlungsoptionen zur Reduktion der Abhängigkeit als auch solche in Zusammenarbeit mit den 
europäischen Partnerinnen und Partnern aufgezeigt werden. 
 

2024 P 23.3543 Systematische Versorgungsstrategie für essenzielle und kritisch-strategische Güter (Samira Marti) 
Eingereichter Text:  
Der Bundesrat wird beauftragt, in Ergänzung zum Bericht "Essentielle Güter. Wirtschaftliche Abhängigkeit 
verringern" (Bericht des Bundesrates in Erfüllung der Motion 20.3268 Häberli-Koller) einen umfassenden 
Zusatzbericht zu den direkten und indirekten Abhängigkeiten der Schweiz von essentiellen (nach Art. 4 
LVG) und kritisch-strategischen (bspw. Halbleitern) Gütern zu verfassen. Dieser soll namentlich 
beinhalten:  
- Eine Auflistung der für die Bevölkerung und Wirtschaft essentiellen und kritisch-strategischen Güter, 
analog zur EU-Kommission, die ihrerseits 137 Importgüter entsprechend kategorisiert hat;  
- Eine systematische Analyse der heutigen Versorgungsstrategie und deren Risiken für jedes dieser 
kategorisierten Güter, sowohl die direkten als auch die indirekten Abhängigkeiten;  
- Eine gesamtwirtschaftliche Resilienzstrategie, die Handlungsoptionen zur Reduktion der direkten und 
indirekten Abhängigkeiten für jedes dieser Güter auflistet;  
- und ein systematischer internationaler Vergleich mit den industriepolitischen Entwicklungen anderer 
Staaten, insbesondere der europäischen Union und der USA. 
  

Postulatsbericht vom 15. Mai 2024 «Handelsabhängigkeiten der Schweiz» sowie Bericht des Bundesrates vom 22. Mai 2024 
«Lagebericht zur Schweizer Volkswirtschaft 2024» (abrufbar unter: www.seco.admin.ch > Publikationen und Dienstleitungen > 
Publikationen > Strukturwandel und Wachstum > Wachstum). 


